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In der Landtagssitzung am 26. Fe-
bruar haben die Koalitionsfraktio-
nen zur ersten Plenarberatung das
Zweite Gesetz zur Änderung des
Thüringer Feiertagsgesetzes, Ge-
setz zur Einführung eines Gedenkta-
ges für die Opfer des SED-Unrechts
eingebracht. Für die Fraktion DIE
LINKE ergriff in der Debatte Kathari-
na König das Wort. Ihre Rede (leicht
gekürzt): 

Zum Hintergrund: Wir hatten bereits
in der letzten Legislatur den 8. Mai als
Tag der Befreiung vom Faschismus als
ersten Gedenktag in Thüringen bean-
tragt und dann auch im letzten Jahr, im
70. Jahr der Befreiung, verabschiedet.

Wir haben damals schon erklärt,
dass wir als Rot-Rot-Grün uns nicht nur
diesem einen Gedenktag widmen wer-
den, sondern natürlich auch der Aufar-
beitung der SED, der Aufarbeitung des
DDR-Unrechts, der Diktatur und des-
sen, was vor den hinter uns liegenden
25 Jahren passiert ist. Wir haben dazu
klare Positionen schon im Koalitions-
vertrag – und das im Übrigen in der
Präambel, also allem vorweg stehend –
verfasst. Der heute vorliegende Ge-
setzentwurf ist ein weiteres Beispiel
dafür, dass wir es ehrlich meinen.

Unser Ziel ist es, mit diesem Ge-
denktag, für den wir heute das erste
Mal in die Debatte gehen, die Aufarbei-
tung weiter voranzutreiben. Das ist
schmerzlich. Das ist schmerzlich ins-
besondere und an erster Stelle für die-
jenigen, die es betrifft, für diejenigen,
die Unrecht erfahren haben in der
DDR. Das ist aber auch schmerzlich
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und zeigt, wie ernsthaft wir das mei-
nen, für einige, zumindest in meiner
Partei, in meiner Fraktion, und auch für
andere, die mit der DDR andere Bio-
grafien verbinden und die Sorge ha-
ben, dass ihre gesamte Lebenszeit, die
sie in der DDR verbracht haben, damit
in Misskredit gebracht werden soll.
Dem ist nicht so. Wir wollen eine ehrli-
che Aufarbeitung. Was wäre eine ehrli-
che Aufarbeitung, wenn dabei kein
Schmerz entstünde?

Dass es Leid gab, dass es 
Unrecht gab, wissen wir alle

Allem voran wollen wir allerdings die
Chance stellen, auch mit diesem Ge-
setzentwurf, den Schmerz der Betrof-
fenen wahrzunehmen. Ob wir ihn lin-
dern können, weiß ich zumindest nicht
und ich glaube, das ist auch eine Sa-
che, die die Betroffenen selber ent-
scheiden müssen. „Alles verändert
sich, wenn du es veränderst, doch du
kannst nicht gewinnen, solange du al-
lein bist.“ Dieser Text aus einem Lied
von „Ton Steine Scherben“ war für vie-
le in der DDR oppositionell Aktive Lo-
sung. Das hat Roland Jahn gesagt in ei-
ner Rede in Berlin und dass sie damals
von diesem Lied in ihrem Engagement
mitgetragen wurden. 

Dass es Leid gab, dass es Unrecht
gab, wissen wir alle. Dass es notwen-
dig ist, dafür auch einen Gedenktag

einzuführen, halten wir für richtig,
denn wir wollen zumindest versuchen,
der Willkür, der Entrechtung, dem Man-
gel, dem Fehlen und der Abwesenheit
von Freiheit in einer kontinuierlichen
Auseinandersetzung, die nicht Halt
macht vor denen, die Verantwortung
getragen haben, sei es in Ämtern, in
Behörden, sei es aber auch dadurch,
dass sie viel zu spät oder vielleicht
auch nie den Mut hatten, die Stimme
zu erheben, einen Raum zu geben, den
wir am 17. Juni als den zukünftigen Ge-
denktag hier in Thüringen sehen.

Ich möchte ein Beispiel bringen.
Matthias Domaschk, der 1981 in Stasi-
haft umkam, hatte einen operativen
Vorgang der Staatssicherheit, der lief
gegen ihn und seine Lebensgefährtin
Renate Ellmenreich. Die geheime Ver-
schlusssache des Ministeriums für
Staatssicherheit Nummer 100/76 aus
dem Jahr 1976 verdeutlicht, was ein
operativer Vorgang bezweckt – ich zi-
tiere: „Die systematische Diskreditie-
rung des öffentlichen Rufes auf der
Grundlage miteinander verbundener,
wahrer, überprüfbarer sowie unwahrer,
glaubhafter, nicht widerlegbarer und
damit ebenfalls diskreditierender An-
gaben, systematische Organisation be-
ruflicher und gesellschaftlicher Misser-
folge zur Untergrabung des Selbstver-
trauens einzelner Personen, Erzeugung
von Misstrauen und gegenseitigen Ver-
dächtigungen innerhalb von Gruppen.“

Diesem Unrecht, diesem fatalen
Leid, was Menschen in der DDR ge-
schehen ist, dem gilt es sich zu stellen.
Und das erhoffen wir auch mit der Ein-
führung eines Gedenktags für die Op-
fer des SED-Unrechts, dass wir erin-
nern, dass wir gedenken, dass wir uns
auseinandersetzen, dass wir in Ge-
spräche mit Zeitzeugen gehen und so-
mit die weitere Aufarbeitung vorantrei-
ben. Dazu ist es allerdings notwendig,
sich der eigenen Biografie und auch
dem eigenen Verhalten zu stellen und
sich die Frage zu stellen, immer wieder
im Rückblick und auch in Reflektion:
Anpassen oder widersprechen? 

Ich vermisse das 
Bekenntnis zur Biografie

Ich bin froh darum, dass ich in einer
Familie groß geworden bin, die den Wi-
derspruch gewagt hat. Und ich hoffe,
dass es uns gelingt, in Auseinanderset-
zung zu gehen: Wie konnte es dazu
kommen, dass so wenige den Mut hat-
ten, den Widerspruch zu wagen, und
dass unter den Wenigen, die den Mut
hatten, den Widerspruch zu wagen –
und ich rede nicht von 1989 und dem
November, sondern von den Jahren da-
vor –, dass unter denen so viele waren,
die bis heute darunter leiden, und auch
viele waren, die letztlich 1989 gar nicht
mehr erleben konnten.

Roland Jahn fragt auch: Was ist noch
okay in der Anpassung an die Verhält-
nisse? Wo ist Schluss, wo geht man zu
weit? Einfache Wahrheiten gibt es
nicht. Und immer wieder stellen sich
die gleichen oder ähnliche Fragen: An-
passen oder widersprechen? Mitma-
chen oder verweigern? Wer verhält
sich wie in welcher Situation?

Ich vermisse das Bekenntnis zur Bio-
grafie – bei den Funktionären, aber
auch bei den Mitläufern. Ich vermisse
das Bekenntnis zur Verantwortung und
das Hinterfragen des eigenen Han-
delns. Es geht nicht um Abrechnung
oder Vergeltung, sondern um Aufklä-
rung. Es geht darum, zu begreifen, wie
eine Diktatur funktioniert. Es geht dar-
um, zu begreifen, warum es so lange
gedauert hat, bis die Menschen die
Angst verloren haben, den Wider-
spruch zu leisten.

Mit dem Gedenktag 17. Juni, mit ei-
nem Gedenktag für die Opfer des SED-
Unrechts stellen wir uns zumindest in
einem weiteren Schritt der Verantwor-
tung und stellen uns der Aufarbeitung.

Ich möchte denjenigen danken, die
das Ende der DDR vorangetrieben ha-
ben, den unangepassten und frei den-
kenden Menschen, den Engagierten in
den Jahren vor 1989. Ich möchte, dass
es uns gelingt, den Opfern zumindest
unsere Erinnerung zu geben und unse-
re Möglichkeiten der Aufarbeitung. Da-
zu gehört auch der Gedenktag, den wir
heute hier in erster Lesung im Thürin-
ger Landtag behandeln.        

„Weder überflüssig noch rückwärtsgewandt“

Nachdem 2015, im 70. Jahr der
Befreiung vom Nationalsozialismus,
Rot-Rot-Grün einen eigenständigen
Gedenktag ‚8. Mai‘ beschlossen hat-
te, folgt nun der bereits damals zu-
gesagte Gedenktag für die Opfer
des DDR-Unrechts. Bereits im Koali-
tionsvertrag hatten sich die drei
Fraktionen unmissverständlich da-
zu bekannt, dass „die Aufarbeitung
der SED-Diktatur in all ihren Facet-
ten weder überflüssig noch rück-
wärtsgewandt“ ist. Dieser Verant-
wortung zur Aufarbeitung stellt sich
Rot-Rot-Grün nun in einem weiteren
Schritt.

Astrid Rothe-Beinlich erklärte für die
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN da-
zu: „Der 17. Juni gehört zu den inten-
sivsten politischen Ereignissen der jün-
geren Landesgeschichte Thüringens
und soll der Erinnerung und Aufarbei-
tung gleichermaßen dienen. Dies sind
wir sowohl den Opfern der SED-Dikta-
tur und ihrer Blockparteien schuldig
als auch den jungen Generationen, die
darüber oft viel zu wenig über diese
weiß oder erfährt. Wir wollen mit dem
Gedenktag Erinnerung wach halten
und Gedenken nicht verordnen, son-
dern mit Leben füllen.“

Birgit Pelke erklärte für die Fraktion
der SPD: „Uns war es wichtig, die Ein-
führung eines Gedenktages am 17. Ju-

ni unabhängig von anderen Gedenk-
und Feiertagen zu diskutieren. Aber
schon letztes Jahr haben wir deutlich
gemacht, dass wir im Sinne einer um-
fassenden Aufklärung auch den 17. Ju-
ni als gedenkwürdig erachten. Insbe-
sondere die bedenkliche Rolle der
Blockparteien im SED-Regime soll im
Zuge des bewussten Gedenkens in den
Fokus rücken. Wir streben an diesem
Tag eine lebhafte Auseinandersetzung
mit Opfern und Tätern des SED-Re-
gimes an. Umfassende Aufklärung
kann Unrecht nicht ungeschehen ma-
chen, aber sie kann helfen zu verzei-
hen. Eine bewusste Auseinanderset-
zung mit der Vergangenheit kann dazu
beitragen, konstruierte Realitäten auf-
zulösen und somit Objektivität herstel-

len. Durch eine aktive Erinnerungskul-
tur und eine rationale Betrachtung der
Vergangenheit kann es uns gelingen,
neuem Unrecht vorzubeugen.“

Katharina König fügte für die Fraktion
DIE LINKE an: „Wir hoffen, dass der Ge-
denktag am 17. Juni zum Erinnern an
die Opfer und Betroffenen des Un-
rechts beiträgt, aber auch Rahmen und
Anknüpfungspunkt wird für Begegnun-
gen, wissenschaftliche Diskurse und
politische Diskussionen. Die symboli-
sche Bedeutung des 17. Juni dokumen-
tiert die Ernsthaftigkeit der Aufarbei-
tungsbemühungen und bietet die
Chance, sich verstärkt mit der Ge-
schichte und den Folgerungen, die aus
ihr zu ziehen sind, konstruktiv zu be-
fassen.“                                                     

Babette Winter,
Staatssekretärin für
Kultur und Europa, die
für die Landesregie-
rung den aktuellen
Aufarbeitungsbericht
zur SED-Diktatur öf-
fentlich vorgestellt hat-
te, während der Dis-
kussion in der Frakti-
onssitzung der LIN-
KEN im Landtag am 2.
März.
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